
Die gemeinschaftliche Bewältigung der Corona-Pan-
demie ist auch eine Herausforderung für den so-
zialen Zusammenhalt in Deutschland. Rücksicht zu 
nehmen, füreinander einzustehen und finanzielle 
Lasten solidarisch zu teilen, ist das Gebot der Stunde. 
Regierungen und Parlamente von Bund und Ländern 
haben die Tragweite der Krise früh erkannt und un-
verzüglich Hilfen in einem bisher nicht für möglich 
gehaltenen Umfang bereitgestellt. Die unterzeich-
nenden Organisationen begrüßen das ausdrücklich.

Auch heute sind es die Ärmsten, die die Folgen der 
Krise mit besonderer Härte trifft. Grundnahrungs-
mittel werden spürbar teurer, Dinge des täglichen 
Lebens werden von zahlungskräftigeren Gruppen 
stärker nachgefragt und damit schwerer verfügbar. 
Kindertageseinrichtungen, Schulen und soziale In-
stitutionen mit kostenlosen Essensangeboten sind 
geschlossen, Hilfsangebote von Tafeln nicht oder nur 
eingeschränkt zugänglich. Zusätzliche Ausgaben für 
notwendige Schutzkleidung und Hygieneartikel be-
lasten die Haushalte. Die Betroffenen haben in der 
Regel längst keine Rücklagen mehr, im Gegenteil. Sie 
geraten in existenzielle Not. Viele von ihnen zählen 

zu den sogenannten Risikogruppen. Zusätzlich zur 
sozialen Isolation leiden sie unter materiellen Ent-
behrungen. Sie alle brauchen und verdienen unsere 
Solidarität und Unterstützung.

In der Sorge für diejenigen, die besonderer Hilfe 
bedürfen, zeigt sich der Grad an sozialem Zusam-
menhalt einer Gesellschaft. Die wichtigen und not-
wendigen Hilfen für Menschen und Unternehmen, 
denen innerhalb weniger Tage die Grundlagen ihrer 
wirtschaftlichen Existenz entzogen wurden, zeigen, 
was die Gesellschaft zu leisten vermag. Trotz der of-
fensichtlichen Mehrbedarfe der Menschen, die auf 
Grundsicherung angewiesen sind, fehlt es ihnen bis-
lang an einer gezielten Unterstützung.

Deshalb fordern wir gemeinsam: Stehen wir in 
der Krise zusammen. Erkennen wir die Not der 
Ärmsten an und treten wir gemeinsam dafür ein, 
allen Menschen, die auf existenzsichernde Sozial-
leistungen angewiesen sind, einen pauschalen 
Mehrbedarf von 100 Euro monatlich unbürokra-
tisch zukommen zu lassen. Seien wir solidarisch, 
bewältigen wir die Krise gemeinsam!
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